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pflügen, ist ein Baustein im Bau an unserem irdisd1en Vaterland und im 
Bau an der kommenden Welt. "Nidlts ist umsonst, was hier der Glaube 
tut", heißt es in einem Gesangbuchlied. So kann jedes in seinem Teil 
Mitarbeiter Gottes _werden auf das letzte Ziel hin; oder um ein anderes 
Bild aus unserem Sendschreiben zu gebrauchen: Wir sind berufen .Pfeiler" 
zu wenden an dem Neubau der Welt. Was für !lin großes Ziel, von Gott 
a ls P f e i 1 er gebraucht zu werden, an dem sich die Flut bricht, der 
andere trägt und stützt, der schwankenden Gliedern zum Halt wird. Solche 
Pfeiler weilden heute überall dringender denn je gebraucht. 

"Höret, was der Geist den. Gemeinden sagt!" Laßt uns bitten um Gottes 
heiligen Geist, daß er alles in uns sdlaffe und wirke zum Heil von Volk 
und Kirdle - zu Gottes Ehre! 
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0 komm du Geist der Wahrheit 

und kehre bei uns ein, 

verbreite Lidlt und Klarheit, 

verbanne Trug und Sdlein. 

Gieß aus dein Heilig Feuer, 

rühr Herz und Lippen an, 

daß jeglidler Getreuer 

den Herrn bekennen kann. 

0 du, den unser größter 

Regent uns zugesagt, 

komm zu uns, werter Tröster, 

und madl uns unverzagt. 

Gib uns in dieser schlaffen 

und glaubensarmen Zeit 

die sdlarfgesdlliffnen Waff<en 

der ersten Christenheit. 

Amen 
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HOESCH WERKE 
AKTIENGESELLSCHAFT DORTMUND 

Altenessener Bergwerks-AG Essen-Altenessen · Hoesch Bergwerks­
AG Dortmund · Westfalenhütte AG Dortmund · Hoesch Walzwerke 

AG Hohenlimburg · Zweigniederlassung Werk Federstahl Kassel · 

Dörken AG Gevelsberg i. W. · Dortmunder Drohseilwerke GmbH 
Dortmund · Schmiedog AG Hagen i. W. · Zweigniederlassung Werk 

Ruegenberg Olpe i. W. · Trierer Walzwerk AG Wuppertoi-Longer­

feld und Trier · Maschinenfabrik Deutschland AG Dortmund · Hil­
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ERZ EU G U NGSPROG RAMM: 

Kohle, Koks und Nebenerzeugnisse· Hütten- und Walzwerkserzeug­
nisse jeder Art, wormgewalzt, kaltgewalzt und gezogen · Handels­

eisen · Qualitätsstähle · Automatenstahl in den bekannten Hoesch­
Autox-Güten, schwarz und blank · Spezialbleche · Eisenbahnober­

baumaterial · Spundwandeisen · federn oller Art · Gezogene 

Eisen- und Stah ldrähte oller Ausführungen · Drohtgeflechte und 
·gewebe · Agii-Schweißelektroden · Drohtseile · Kaltband jeder 

Qualität und in jeder Art von Oberflächenveredlung · Breitbond in 

Rollen oder Streifen bis 1250 mm Breite · Geschweißte Leitungsrohre 
für Gas, Wasser und 01 · Geschweißte Siederohre · Geschweißte 

Präzisionsstahlrohre · Elektrische Leitungsrohre · Stahlrohrsäulen 

Maschinen und Werkzeuge · Technische Erzeugnisse aller Art. 
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Entschlieftungen des 6. Bundesparteitages 

Am Vorabend des 6, Bundesparteitages der CDU bekannte sich auf 
Grund von Referaten der Bundesminister Blank und Dr. v . Brentano und 
des Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses Dr. Jaeger die Bundestags­
fraktion nach eingehender Aussprache einmütig zur allgemeinen W ehr­
pflicht als Grundlage des deutschen Verteidigungsbeitrages. Sie bejahte 
die in den Paris~r Verträgen gegenüber der NATO eingegangene Ver­
pflichtung, eine Bundeswehr in der Stärke von 500 000 Mann aufzustellen. 
Die Fraktion wird sich deshalb im Parlament für eine baldige Verab­
schiedung des W ehrpflichtgesetzes e insetzen. 

Bei der Beratung des Wehrpflicht-Gesetzes wi rd besonders sorgfältig zu 
prüfen se in, welche Dauer der Grundwehrdienst haben muß. Für die 
Haltung der Fraktion in dieser Frage werden die Pflichten der Mitglied­
schaft im Atlantik-Pakt, die militärischen Erfordernisse und der Grundsatz 
maßgebend sein , die Ausbildung der Soldaten auf da s militärisch Notwen­
dige zu beschränken. 

0 

Dem Ende April in S'tuttgart abgehaltenen 6. Bundesparteitag der Christ­
lich Demokratischen Union Deutschlands war eine Tagung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge im Landesverban d Oder/Neiße der CDU/CSU voraufge­
gangen. Bei dieser Gelegenheit wur.den die beiden folgenden Entschließ­
ungen angenommen : 
1. Wiedervereinigung 

Die im Landesverband Oder/Neiße der CDU/CSU zusammengeschlos­
senen Vertriebenen und Flüchtlinge haben auf ihrer Delegiertentagung 
am 26. April in Stuttgart-Killesberg die folgende Entschließung ange­
nommen: 

1. Die Wiedervereinigung muß zu einem Anliegen aller Deutschen w~rden. 
Wir appellieren insbesondere an Presse und Rundfunk, hierbei mitzu­
helfen und sich in steigendem Maße der deutschen Vertreibungsgebiete 
anzunehmen. 

2. Die W iedervereinigung hat das ganze mehrfach geteilte Deutschlan•d 
zu umfassen . Sie läßt sich nur mit Hilfe der Siegermächte herbeiführen. 
Wir rufen diese auf, die deutsche Einheit auf friedlichem Wege wieder­
herzustelleiL 

3. Die deutsche Frage, deren gerechte Ordnung eine wesentliche Voraus­
setzung für ein lebensfähiges Europa ist, wird von uns auch als Teil­
problem der Bolschewisierung von nahezu 100 Mil l. Osteuropäern ge­
sehen. Pflicht unseres Volkes muß es sein , für die Freiheit aller Unter­
drückten einzutreten. Gesamteuropäische Freiheit schließt die Lösung 
der deutschen Frage mit ein. 

4. Es darf weder eine machtpolitische noch eine geistige Neutralität für 
die freien Völker Europas geben. Eine enge Verbindung dieser bietet 
Sicherheit vor imperialistischen und weltrevolutionären Bedrohungen. 

5. J ede nationalstaatliche Machtpolitik wird von uns abgelehnt. 

6. Die erstrebte Neuordnung erfordert die Konzipierung eines umfassen­
den Volksgruppenrechtes und dessen Verankerung in den Verfassungen 
der Staaten. Hier beispielhaft zu wirken halten wir für eine verpflich­
tende Aufgabe unseres Volkes. 
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7. Verwirklichung des Rechtes auf die Heimat, Achtung von .den ange­
stammten Volkstumsgrenzen und europäische Einigung führen zu einem 
dauerhaften Frieden. 

2. Eingliederung noch nldlt abgesChlossen. 

Das nach § 246, Abs. 3 LAG bis zum 31. März 1957 zu erlassende 
Gesetz bringt die Umstellung der Lastenausgl.eidlsleistungen auf die 
Hauptentschädigung, deren Feststellung mit allen Mitteln vorange­
trieben werden muß. 

Für die HauptentsChädigung müssen vom Inkrafttreten des Gesetzes 
an hinreichende Mittel bereitstehen. Ältere Anspruchsberechtigte und 
Vorhaben, die der Eigentumsbildung dienen, sollen bevorzugt weDden. 

Die Eingliederung der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegssachge­
schädigten ist noch nicht abgeschlossen. Für die Fortsetzung der not­
wendigen Eingliederung haben auch Bund und Länder Mittel zur Ver­
fügung zu stellen. 

Das ist die Mindestforderung, die wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
erheben müssen. 

Arbeitskreise I bis In 

Der 6. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
verabschiedete folgende Entschließungen: 

Die Lebensumstände in fast allen Gruppen unseres Volkes haben sich 
in den letzten 70 Jahren entscheident gewandelt. Die bestehen<len Rege­
lungen der sozialen Hilfe können daher weder nach ihrem Umfang noCh 
nach ihrem Anwendungsbereich der veränderten Situation gerecht werden. 
Sie bedürfen einer grundlegenden Neuordnung, die f a s t a 11 e Le b e n s -
b e r e i c h e zu umfassen hat: die Sorge um gleiche Lebens- und Berufs­
chancen für die Jugend, die Sorge um die Familie, besonders um die 
Familie mit mehreren Kin<lern, die Sorge um den Invaliden, der im vollen 
Leistungsalter aus dem Arbeitsprozeß ausscheiden mußte und die Sorge um 
die wachsende Gruppe der alten Menschen. Eigenvorsorge und Eigenver­
antwortung müssen dabei den Vorrang vor staatlicher Hilfe haben, die 
erst dort einzusetzen hat, wo die eigenen Kräfte versagen. Alle sozialpoli­
tischen Forderungen können aber nur dann erfüllt werden, wenn eine 
gesunde Wirtschafts- · und Finanzpolitik die notwendigen Grundlagen 
siChert. 

Die folgenden Empfehlungen des 6. Bundesparteitages der Christlich­
Demokratischen Union betreffen den ersten und dringlichsten Teil einer 
umfassenden Sozialreform, die insgesamt auch weiterhin unsere vornehmste 
innenpolitische Auf>gabe bleiben wird. 

Den Forderungen der CDU zur Al t er s -, I n v a l i d i t ä t s - und 
Hin t erb l i e b e n e n ver s ich er u n g ist im Gesetzentwurf des 
Bundesarbeitsministeriums Rechnung getragen worden. Das Gesetz sollte 
deshalb unverzüglich verabschiedet werden und in Kraft treten. Es geht 
davon aus, daß der Rentner, der Invalide und die Hinterbliebenen gleich­
berechtigte Glieder der Gesellschaft sind, und es gibt allen Arbeitnehmern 
ausreichende Sicherheit für den Lebensabend, indem es den Rentner aus 
der Nachbarschaft des Fürsorgeempfängers heraushebt, um ihn stattdessen 
am Fortschritt und Erfog der arbeitenden Bevölkerung teilhaben zu lassen. 

Die Gesundheit ist das wertvollste Gut für jeden einzelnen .Menschen, 
für die Familie und für die gesamte Gesellschaft. Die Er h a 1 tun g der 
G es u n d h e i t und ihre Wiederherstellung im Krankheitsfalle müssen 
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den Vorrang vor Dauergeldleistungen haben. Die Sicherung des Lebens­
unterhaltes für den Versicherten und seine Familie im Falle der Krankheit 
darf keine unterschiedliche Behandlung und Bewertung der Arbeiter gegen­
über den Angestellten erfahren. Die CDU fordert daher die Lohnfort­
zahlung oder aber eine Ersatzleistung, die in ihrer Höhe der Lohnfort­
zahlung entsprechen soll. Wie in der Rentenversicherung müssen auch in 
der Krankenversicherung die vorbeugenden Maßnahmen im Mittelpunkt 
der Neuordnung stehen, deren praktischer Erfolg nicht zuletzt auch ein 
persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Versichertem und 
Behandlungsmethoden nach. dem neuesten Stand -der medizinischen Wissen­
schaften voraussetzt. 

Im Rahmen der Sozialreform muß auch das F ü r.s o r g e w es e n der 
neuen Entwicklung gesetzlich angepaßt werden. Die von der CDU/CSU­
Fraktion eingeleiteten familienfördernden Maßnahmen haben vielen Fami­
lien notwendige und wirksame Hilfe gebracht. Die CDU wird aufgetretene 
Schwierigkeiten durch eine Reform der Gesetzgebung überwinden und die 
Familienhilfe in Zukunft noch wirksamer gestalten. Das wird auch weiter­
hin durch Steuervergünstigung und Zahlung von Kindergeld erreicht 
werden. Die CDU fördert alle geeigneten Maßnahmen zur Bildung von 
persönlichem Eigentum. Die herkömmliche Form der Bildung von Privat­
eigentum durch Erwerb von Grund und Boden oder eines Eigenheimes soll 
auch weiterhin unterstützt werden. Das Familienheimgesetz ist deshalb 
vordringlich zu verabschieden. 

Darüber hinaus aber sind Möglichkeiten zu schaffen, die auch die breite 
Schicht der Arbeitnehmer a n d e n S a c h w e r t e n i n d e r W i r t -
s c h a f t b e t e i 1 i g e n. Daher fordert die CDU die beschleunigte Ver­
abschiedung eines Gesetzes zur Bildung von Kapitalanlagegesellschaften. 
Bei der Privatisierung der staatlichen Wirtschaftsunternehmen ist die 
breite Streuung in Kleinbesitz, vorzugsweise in Arbeitnehmerhand, zu 
fördern. Die erforderliche Anpassung des Gesellschaftsrechts ist vorzu­
nehmen, um die Schaffung betrieblichen Miteigentums überall da zu ermög­
lichen, wo es von BelE!9Schaften und Unternehmern als Ergebnis einer 
freien Entscheidung gewollt wird. Steuerliche Vergünstigungen sollen auf 
allen Gebieten die Eigentumsbildung fördern. 

Die soziale Sicherung der Kriegssachgeschädigten, Heimatvertriebenen 
und Flüchtlinge muß den Verbesserungen durch die Sozialreform ent­
sprechen. 

Arbeitskreis "Außenpolitik" 

Die bisherige Politik der Bundesregierung findet die e·inhellige Billigung 
der Delegierten. Die Delegierten sind der Ubei'zeugung, daß die Bundes­
regierung auch weiterhin alle Möglichkeiten ausschöpfen und jede Gele­
genheit ergreifen wird, die sich für eine wirksame Fortsetzung der Politik 
der W i e d e r v er ein i g u n g in F r i e den und F r e i h e i t bieten. 

Es ist die einmütige Auffassung der Delegierten, daß die Fortsetzung 
der Politik der europäischen Einigung und der atlantischen Solidarität 
hierfür eine w .esentliche Voraussetzung ist Die Christlich 
Demokratische Union bekennt sich nachdrücklich zu einer Politik des Frie­
dens und der Entspannung auch im Verhältnis zur Sowjetunion. Experi­
mente, die Freiheit und Sicherheit des ganzen deutschen Volkes gefährden, 
lehnt sie ab. 

Die CDU ist ferner entschlossen, allen Versuchen der kommunistischen 
Doktrin, in welcher Form sie auch immer uns propagandistisch zu überwäl­
tigen versudlt, mit ganzer Kraft unserer christlichen Uberzeugung entge-
genzutreten. · 
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Die Delegierten erachten es als eine Pflicht der Union, dem Recht auf die 
Heimat als einem festumrissenen Bestandteil des Völkerrechts und der 
Menschenrechte internationale Anerkennung zu verschaffen. 

Arbeitskreis .,Mittelstand" 

Die mittelstandspolitische Arbeit erfordert wegen ihrer Bedeutung eine 
bessere organisatorische Verankerung in der CDU als bisher. Unter aus­
drüddicher Anerkennung einer einheitlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
wurde daher am 27. April 1956 anläßlich des 6. Bundesparteitages der CDU 
in Stuttgart der Bundesarbeitskreis .,Mittelstand" der Christlieb Demokra­
tischen Union gegründet. Der Bundesparteitag begrüßt diese weitere Akti­
vierung <ler Mittelstandspolitik und fordert den Bundesparteivorstand und 
den Bundesparteiausschuß auf, den Bundesarbeitskreis .Mittelstand" nach 
besten Kräften zu unterstützen. 

Arbeitskreis .. Wirtschafts- und Finanzpolitik" 

Der Parteitag sieht in der günstigen wirtschaftlichen Lage, die durd1 
Hochkonjunktur und Vollbeschäftigung gekennzeichnet ist, eine ·erneute 
Bestätigung für die Richtigkeit der von der CDU seit 1948 verfolgten Politik 
der Sozi a 1 e n Marktwirtschaft. Es gilt jetzt, diesen hohen Stand 
zu sichern und durch eine straffe Koordinierung von Wirtschafts-, Finanz-, 
Agrar- und S'ozialpolitik die in der Hochkonjuntur auftretenden Spannun­
gen zu überwinden. 

Der Parteitag begrüßt die von der Bundesfraktion ausgegangene Initi­
ative zu Maßnahmen der s teuer 1 i c h e n E n t 1 a s tun g und der 
Wirts c h a f t s f ö r der u n g aus solchen Gebieten, die mit der kon­
junkturellen Entwicklung nicht aus eigener Kraft haben Schritt halten 
können. Er fordert ·die Bundesfraktion auf, baldigst die gesetzlid1en Grund­
lagen für eine zentrale Wirtschafts- und Konjunkturpolitik der Bundes­
regierung auch gegenüber anderen Bereidlen der öffentlid1en Hand insge­
samt zu schaffen. Besonders in der Bautätigkeit, wo die öffentli&e Hand 
der weitaus größte Bauherr und Geldgeber ist, sollte sie von ihrer Stellung 
stärker als bisher Gebrauch zu einem mäßigenden Einfluß auf die Kon­
junktur madlen. 

Die bisher von der Bundesfraktion eingeleiteten Sdlritte sind durdl 
weitere M a ß n a h m e n a k t i v e r K o n j u n k t u r p o 1 i t i k zu er­
gänzen, wie kräftige Senkung der Einfuhrzölle für alle Wirtsmattsgüter mit 
nur wenigen vertretbaren Ausnahmen, weitere Ausdehnung der Liberali­
s ierung, energisd1e Förderung der Berufs- und Fachausbildung, Umschulung 
nod1 einsatzfähiger Erwerbsloser auf Mangelberufe, steuerliebe Anreize zur 
Bindung von Kaufkraft für die Bildung von SparkapitaL Die Kapitalbildung 
bedarf in allen Bereichen der Unternehmungen und der Bevölkerung beson­
derer Pflege. Von der öffentlidlen Hand muß eine systematisd1e Pflege des 
Kapitalmarktes verlangt werden, damit sie in der Lage ist, den Finanzbe­
darf für vermögenswirksame Ausgaben durch Anleihen und nicht wie bis­
her durd1 S'teuern zu decken. 

Die Stab i 1 i t ä t der deutschen Währung, die zur Zeit 
größtes internationales Ansehen genießt, ist bei allen Maßnahmen der 
Wirtsd1afts-, Finanz- und Sozialpolitik oberstes Gebot. Da Hornkonjunktur 
und Vollbeschäftigung starke Auftriebstendenzen bei Lohn und Preis her­
vorrufen, haben die Sozialpartner eine erhöhte Mitverantwortung für die 
Sid1erung der Kaufkraft. Wenn aber wirklich einmal die akute Gefahr 
eintreten sollte, daß die Preis- und Lohnentwicklung die Kaufkraft der 
deutsd1en Mark ernsthaft zum Nad1teil anderer Volksteile wie festbesol­
deten und Rentnern, führen würden, dann darf der Staat aus seiner Ver­
pflid1tung der Gesamtheit gegenüber heraus einer soldlen Entwicklung 
nicht tatenlos gegenüberstehen. 
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Der Parteitag weist die Bundesregi·erung, die Bundestagsfraktion und 
die Fachausschüsse der Partei auf die besonderen Fragen hin, die die 
verstärkte Industrialisierung für Stellung und Fortbestand der 
m i t t I e r e n und k I e in er e n B e t r i e b e in allen Zweigen der 
Volkswirtschaft einschließlich der freien Berufe aufwirft Die Partei wird 
ein gesellschaftspolitisches Programm für die Beeinflussung der Wirt­
schaftsstruktur zur Erhaltung einer gesunden Mischung von Klein-, Mittel­
und Großbetrieben ausarbeiten. 
Arbeitskreis "Landwirtschaft" 

1. Der 6. Bundesparteitag der CDU b e g r ü ß t d i e Ver a b s c h i e -
dun g des Landwirtschaftsgesetzes und des Grünen Plans. 
Er erwartet, daß nunmehr alles getan wird, die im Grünen Plan vorgesehe­
nen Maßnahmen rasdl in die Tat umzusetzen und insbesondere auf dem 
Kapitalmarkt für die Durdlführung der vorgesehenen Umsdluldung und der 
Zinsverbill igungsmaßnahmä die notwendigen Kredite zu beschaffen. 

2. Der Parteitag verlangt ferner, daß die jetzt begonnene Aus g 1 e i­
c h u n g des Land 1 o h n s an die Verdienste in der gewerblichen Wirt­
schaft nicht aufs neue gefährdet wird. Eine ständige Abwanderung der 
Landbevölkerung würde sdlwerwiegende Folgen für unsere Ernährung wie 
für unsere Gesellschaftsstruktur haben. 

3. Um eine Alterssidlerung der Landwirt zu ermöglichen und damit 
gleichzeitig eine rechtzeitige und geschlossene Hofübergabe zu gewähr­
leisten, soll im Rahmen •der geplanten Alterssidlerung für die schutzbedürf­
tigen Selbständigen eine A I t e r s h i I f e d e r b ä u e r I i c h e n B e v ö I -
k e r u n g eingerichtet werden. 

4. Von besonderer Bedeutung ist die Fortführung der Ein g I i e d e­
r u n g v o n Ver t r i e b e n e n u n d F I ü c h t 1 in g e n in die deutsche 
Landwirtschaft, wobei auch die nachgeborenen Bauernsöhne sowie die ver­
drängten Pädlter und Heuerleute Berücksidltigun'Q' finden müssen. 

5. Der Parteitag ve rlangt weiter, daß im Hinblick auf den in Brüssel be­
schlossenen Plan, im Laufe von zwölf Jahren stufenweise einen einheit­
lichen europäischen Agrarmarkt zu schaffen, heute wie in den kommenden 
Jahren alles getan wird, die deutsche Landwirtschaft in den Stand zu set­
zen, bis zu dieser Zeit v o 11 w e t t b e w e r b s f ä h i g zu sein. Dies setzt 
eine organische Fortführung der jetzt anlaufenden Maßnahmen voraus. 
Ring christlieb-demokratischer Studenten 

Der Bundesparteitag der CDU hält es für seine Pflidlt, Bundestag und 
Bundesregierung, vor allem aber die Parlamente und Regierungen der Bun­
desländer, auf das k r a s s e Mi ß ver h ä 1 t n is hinzuweisen, das beim 
Wiederaufbau zwischen wirtschaftlicher und sozialer Normalisierung und 
der Förderung von Forsdlung und Lehre insbesondere der Geisteswissen­
schaften entstanden ist. 

De.r weitere Ausbau, besonders audl der 9eistes·wissensdlaftHchen Fakul­
täten an den deutsdlen Universitäten und Hodlsdlulen, die g r o ß z ü g i g e 
Unterstützung der wissenschaftlichen Institutio­
nen, der Akademien und Bibliotheken und die energische Förderung des 
wissenschaftlichen Nadlwudlses sind eine unabweisbare Pflidlt des deut­
sdlen Volkes. 

Die CDU hält es für ihre Aufgabe, Gewidlt und Wert der geistigen 
Schicht in Deutschland zu stärken. Den materiellen Wohlstand halten wir 
für ein notwendiges Mittel, aber nicht für das Ziel des mensdllidlen 
Daseins. 
Bundeskriegsopfera usschuß 

Die CDU/CS'U-Bun<lestagsfraktion wird ersucht, die V. Novelle des Bun­
desversorgungsgesetzes baldmöglichst zu verabschieden. 
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Ihr Herzenswunsch .•• 

• • • auf Lebenszeit 
behält Ihr Haus das schöne Kleid 

Ihr Haus wird wertvoller und Ihre Freude größer! 

Sie wissen : Zement bindet Sand und feines Gestein - die sogenannten Zuschläge - Zll 

hartem, we»erfestem, dauerhaftem und atemfähigem Putz. 

Mit weißem Portlandzement D Y C K ER H 0 F F- WEIS S und hellen Zuschlägen wird dieser 

harte, dauerhafte und .,atemföhige" Putz strahlend weiß oder hell getönt oder hellfarbig. 

Wie wundervoll solch ein D Y C K ER H 0 F F- WEIS S-Putz wirkt, sehen Sie heute überall. 

Unsere Häuser sind wirklich schöner geworden. 

Der bescheidene Mehraufwand für D Y C K ER H 0 F F- WEIS S wird in der Bausumme 

kaum verspürt . . aber das Haus wird schöner und wertvoller • 

DER BAUSTOFF DER FREUDE 

.,Wenn ich mal baue ... " 
ist der Titel einer farbige n Broschüre, die Ihnen viele An• 

regungengeben wird, wie Sie mit DYCKERHOFF-WEISS 

außen und innen modern, praktisch, wirtschaftlich und 

schön bauen. Sie kommt kostenlos, wenn Sie eine Karte 

schreiben an 

DYCKERHOFF Portland-Zementwerke A.G, 

Wl ES BAD EN·AMtJ N EBU RCO 



Landesverbände Oder-Neiße und Exil-CDU 

· Der im Lastenausgleichsgesetz vorgesehene Termin für die Umstellung 
der Ausgleichsleistungen auf die Hauptentschädigung ist unbedingt einzu­
halten. Für die Hauptentschädigung und die Beendigung der Eingliederung 
der Vertriebenen, Flüchtlinge und Sachgeschäd.igten müssen auch mit Hilfe 
von Bund und Ländern hinreichende Mittel .bereitstehen. Ältere Anspruchs­
berechtigte sowie Vorhaben, die der Eigentumsbildung dienen, sollen bei 
den Leistungen zuerst bedacht werden. 

Die menschliche, soziale und rechtliche Hilfe für die Sowjetzonenflücht­
linge muß verstärkt werden, insbesondere für die aus politischer Haft ent­
lassenen ehemaligen 'Häftlinge. 

Landesverbände Berlin und Exil-CDU 

Die Delegierten des 6. Parteitages in Stuttgart vereinen sich mit allen 
Deutschen in dem Bekenntnis zu unseren Landsleuten in der sowjetischen 
Besatzungszone; die ihrer persönlichen Freiheit 'beraubt wurden, nur weil 
sie zu ihrer politischen Oberzeugung und zu ihrem Glauben standen. 

Sie sind die Opfer einer Justiz, deren Ungesetzlichkeil die Machthaber 
der sogenannten .DDR" jetzt selbst zugeben müssen. Das Gewissen der 
Welt <larf nicht schweigen, bis sich die Tore der Zuchthäuser in der Sowjet­
zone für a 11 e politischen Gefangenen geöffne t haben. 
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Ausländische Gäste des 6. Bundesparteitages 

Robert SdlUman 
Ott 
Mallet 
Dr. Hahn 
van Lieshol t 

- Else Conci 
Dr. Rosenberg 
Dr. Wiek 
de Spot 
Vermeire 
Po her 
Dr. Opitz 
Dr. Schuyt 
Frau Schuyt 
Dr. Gronis 

(MRP) Frankreich) 
(MRP) Frankreich) 
(MRP) Frankreich) 
(KVP Holland) 
(KVP Holland) 
(Dernocracia Cristiana, Italien) 
(Schweiz. Konservative Partei) 
(Schweiz. Konservative Partei) 
(PS'C Belgien) 
(PS'C Belgien) 
(Montanunion) 
(Montanunion) 
(Generalsekr. der NEI) 

(CDUCE) 



VEW 
Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG 
DORTMUND BOCHUM MUNSTER ARNSBERG 

Das rein komm unale Versorg ungsu nternehmen 
des westfälischen Wirtschaftsraumes liefert 

ST ROM 

Stromumsatz 1955 
4 ,2 Milliarden kWh 

GA S WASSER HEIZDAMPF 

Gasumsatz 1955 
410 Millionen cbm 

VERTEILUNGSNETZ 

STROM 

Höchstspannungsleitungen 1 307 km 
[110 und 220 kV) 

Mittelspannungsleitungen 8 482 km 

Niederspan nungsleilungen 21 570 km 

Fernleitungen 

Niederd ruckleitungen 

GAS 

548 km 

1 291 km 

"ZYLINDER- SCHLOSSER 

kommen aus der 

größten 

Schloßfabrik Europas 

LIEFERUNG NUR DURCH DEN EISENWAREN- FACHHANDEL 
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Statut der CDU 

Besdllossen durdl den 6. Bundesparteitag in der Plenarsitzung 

vom 28. April 1956 jn Stuttgart. 

§ 1 

Die Christlidl Demokratisdle Union Deutsdllands will das öffentliche 
Leben im Dienst des deutschen Volkes und .des deutsdlen Vaterlandes aus 
christlicher Verantwortung und nach dem christlichen Sittengesetz auf der 
Grundlage der persönlichen Freiheit demokratisch gestalten. 

§ 2 

Die Bundespartei der CDU gliedert sich in Landesverbände. Die Gebiets­
teile Deutschlands, in denen freie Wahlen z. Zt. nicht abgehalten werden 
oder die aus sonstigen Gründen am gesamtdeutschen politischen Leben 
nicht teilnehmen können, erhalten besondere Vertretungen, die den Landes­
verbänden gleid1gestellt sind. 

§ 3 

Organe der Bundespartei sind der Bundesparteitag, der Bundesausschuß 
und der Bundesvorstand. 

Soweit in dieser Satzung· nichts anderes bestimmt Iist, f.inden für .das Ver­
fahren auf den Tagungen der Organe die Bestimmungen der Bundestags­
Gesdläftsordnung entspredlende Anwendung. Die Organe sind besdlluß­
fähig, wenn sie in der Regel mindestens eine Wodle vorher mit der An­
gabe der Tagesordnung einberufen worden sind und wenn mehr als die 
Hälfte der stimmberedlUgten Mitglieder anwesend ist. Der Vorstand kann 
im Bedarfsfall mit verkürzter Ladungsfrist einberufen werden. Die Be­
schlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt, mit der Ausnahme, daß 
für Satzungsänderungen eine Mehrheit von mehr als der Hälfte und für 
den Auflösungsbeschluß eine Mehrheit von 3/ 4 erforderlidl ist. Die Abstim­
mung erfolgt, abgesehen von Wahlen, durdl Handzeichen, es sei denn, daß 
1/ 4 der stimmberechtigten Mitglieder geheinle Abstimmung durdl Stimm­
zettel verlangt. Wahlen werden grundsätzlich in geheimer Abstimmung 
durdl Stimmzettel vorgenommen; falls sidl kein Widersprudl erhebt, 
können sie audl durdl Handzeichen erfolgen. 

§ 4 
Der Bundesparteitag setzt sich zusammen aus den Delegierten der Landes­

ver.bände und der besonderen Vertretungen (§ 2). Die Landesverbände 
entsenden auf je angefangene 75 000 CDU-Wählerstimmen der letzten 
Bundestagswahl einen Delegierten und auf je angefangene 1 000 Mitglieder 
einen weiteren Delegierten. · 

Die CDU der sowjetisdlen Besatzungszone (Exil-CDU) wird durdl 75 De­
legierte vertreten. 

Die Vertretung der Gebiete jenseits der Oder und Neiße erhält 20 Dele­
gierte. 

Der Bundesparteitag tritt mindestens einmal jährlich zusammen und wird 
vom Bundesvorstand einberufen. Auf Antrag des Bundesaussdlusses oder 
von mindestens 1/s der Landesverbände muß er einberufen werden. 

§ 5 
Aufgaben des Bundesparteitages: 

a) Der Bundesparteibag: wählt den Bundesvo.rslitzenden und vier gleidlbe­
rechtigte stellvertretende Vorcitzende für jewe'ils zwei Jahre. 
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b) Er· besdüießt über die Grundlinien der Politik der CDU. 
c) Er nimmt die Ber·ichte .des Bundesvo.rstandes und der Bundestags­

fraktion entgegen und faßt hierzu Beschluß. 
d) Er beschließt über das Statut. 

§ 6 

Der Bundesausschuß setzt sich zusammen aus: 

a) den Delegierten der Landesverbände und der besonderen Vertretungen 
(§ 2). 
Die Landesverbände entsenden auf je angefangene 375·000 CDU-Wähler­
stimmen der letzten Bundestagswahl einen Delegierten und auf je ange­
fangene 5 000 Mitglieder einen weiteren Delegierten. 
Die Exil-CDU ensendet 8, die Vertretung der Oder/Neiße 5 Delegierte. 

b) dem Bundesvorstand, 
c) den Vorsitzenden der CDU-Fraktionen der Landesparlamente, 
d) den Vorsitzenden der Bundesfachausdlüsse (siehe § 11). 
e) den Landesgeschäftsführern, 
f) den CDU-Bundesmiruistem. 

§ 7 
Aufgaben des Bundesausschusses: 
a) Der Bundesaus·schuß ist zusNindig für. a.Jle politischen und orgaruisa­

torischen Fr·agen der Bundespartei, soweit sie nidlt dem Bundespartei­
tag vorbehalten sind. 

b) Er wählt drei geschäftsführende Vorstand.smitgHeder, den Bundesscha.tz­
meister und 10 weitere Mitglieder auf zwei Jahre. 

c) Fällt einer der fünf Vors·itzenden während der WahlcLauer aus, dann 
kann der Bundesaussdluß eine interimistische Berufung vornehmen, di€ 
bis zum nächsten Bundesparteitag gültig ist. 

d) Er wählt eine WahLkommission, dde in Zusammenarbeit m:it den Landes­
verbänden im Rahmen der gesetzlidlen Bestimmung·en gemäß den von 
ihm festzulegenden Richtlinien an der Aufstellung der Bundestagskan­
didaten mitwirkt. 

§ 8 

Der Bundesausschuß wird durch den Bundesvorstand einberufen. 
Auf Antrag von drei Landesverbänden oder 25 Mitgliedern des Bundes­
ausschusses muß er einberufen werden. 

In der Regel soll alle drei Monate eine Sitzung des Bundesausschusses 
stattfinden. 

§ 9 
Der Bundesvorstand setzt sich zusammen aus: 

a) dem Vorsitrenden, 
b) den vier stellvertret€DJd€n Vors•itz€nden, 
c) drei geschäfts führend-en Vo;nstandsmihgliedern, 
d) dem Bundesschatzmei•ster, 
e) dem Bundesgeschäftsf.ühier, 
f) dem Vorsitzenden der Bundestagsfraktion und seinem Stellvertreter, 
g) dem Bundestagspräsidenten, wenn er der CDU ang·ehört, 
h) den Vorsitzenden der Landesverbände und der besonderen Vertre­

tungen, 
i) den Vorsitzenden der Vereinigungen der CDU, 
k) 10 weiteren Mitgliedern. 
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Die CDU-Regierungschefs und Bundesminister nehmen an den Sitzungen 
des Bundesvorstandes teil. 

Die unter a) bis g) aufgeführten Vorstandsmitglieder bilden den geschäfts­
führenden Vorstand. 

Die Vorsitzenden .der Landesverbände sind berechtigt, sich stimmbe­
rechtigt vertreten zu lassen. 

Der Vorstand kann bis zu drei Mitgliedern kooptieren. 

§ 10 

Der Bundesvorstand leitet die Bundespartei gemäß den Beschlüssen des 
Bundesparteitages und des Bundesausschus!!es. Die laufenden Arbeiten er­
ledigt der geschäftsführende Vorstand. 

Der Bundesvorstand wählt den Bundesgeschäftsführer. Der Bundesge­
schäftsführer leitet die Bundesgeschäftsstelle und ist dem Bundesvorstand 
verantwortlich. 

§ 11 

Der Bundesvorstand kann zu seiner Unterstützung und Beratung Fach.­
aussch.üsse bilden. 

Das Nähere regelt die vom Bundesvorstand zu erlassende Geschäfts­
ordnung. 

§ 12 

Die Organisation, die Rechte und Pflichten der Vereinigungen innerhalb 
der CDU (Frauenausschüsse, Junge Union, Sozi•alaussd1üsse, KPV und 
Mittels tandsausschüssel werden durch den Bundesausschuß geregelt. 

§ 13 

In allen Organen der Partei sollen ·Frauen und die Junge Union angemes· 
sen vertr-eten sein. 

§ 14 

Die Ausgaben der Bundespartei werden durch ordentliche und außer­
ordentliche Beiträge gedeckt. 

Das Nähere regelt eine Finanzierungsordnung, die der Bundesaussdmß 
besch.ließt. 

Der Etat wird vom Bundesschatzmeister und Bundesgesd1äftsführer auf­
gestellt und vom Bundesvorstand besd11ossen. 

§ 15 
Bei grundsätzlichen Meinungsverschiedenheiten, die sich zwischen einem 

Landesverband und den Organen der Bundespartei oder zwischen Landes­
verbänden ergeben, entscheidet ein Sd11id1tungsausschuß, der durch den 
Bundesvorstand gebildet wird. 

§ 16 

Es w·Lrd ein Bundesehrengerid1t gebildet. Die Zusammensetzung und Zu­
ständigkeit regelt eine Ehrengerichtsordnung, die der Bundesausschuß 
erläßt. 

§ 17 

Die Christlich Demokratisd1el Union Deutsd1lands bildet mit der Christ ­
li& S'ozialen Union Bayerns eine Arbeitsgemeinschaft. 

§ 18 

Die Satzungen der Organisationen in der CDU Deutschlands dürfen den 
Bestimmungen dieser Satzung nicht widersprechen. 
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